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KURZ KOMMENTIERT

OPEC

Noch nicht am Ende

D er erneute Anlauf der OPEC, zu einer einheitlichen 
Preispolitik zurückzukehren, ist gescheitert. Die Län
der, die zum ersten Mal über Preissenkungen diskutier
ten, konnten sich trotz vorbereitender Konsultationen 
nicht auf einen gemeinsamen Referenzpreis einigen -  
obwohl sie am Ende nur noch ein Dollar trennte. Der 
Fehlschlag ist um so bemerkenswerter, als die Anbieter 
der früher gefragtesten Sorten gerade die bittere Erfah
rung machen, daß sie den Markt nicht außer acht lassen 
können: Die rückläufige Nachfrage hat die Preisauf
schläge merklich schrumpfen lassen.

Sinkende ölpreise und wieder deutlich gewordene 
Differenzen innerhalb der Gruppe sollten allerdings 
nicht schon als der Anfang vom Ende der OPEC inter
pretiert werden. Trotz aller Gegensätze ist das Interes
se an langfristig steigenden ölpreisen ein alle Mit
gliedsländer verbindendes Ziel. Zwar ist offensichtlich 
die stagnierende Wirtschaftsentwicklung in den Indu
strieländern für den dominierenden Ölexporteur Saudi- 
Arabien gegenwärtig die größere Sorge; deshalb strebt 
seine Regierung stabile ö lpre ise in diesem und dem 
nächsten Jahr an. Bei anziehender Ölnachfrage wird 
aber Saudi-Arabien später auch wieder dafür sorgen, 
daß die Preise erneut heraufgesetzt werden können. 
Denn dem Land ist weiterhin daran gelegen, eine 
OPEC-Langzeitstrategie steigender realer ölpreise 
durchzusetzen. Durch die Orientierung am Wirtschafts
wachstum der Importländer als Maß ihrer Zahlungsfä
higkeit soll lediglich vermieden werden, daß beträchtli
che Ölreserven im Boden bleiben müssen, weil sie nicht 
mehr gebraucht werden. ma

richtet. Insgesamt aber verlief seit der Wahl Ronald 
Reagans die Wirtschaftsentwicklung in den USA gün
stiger, als im Herbst letzten Jahres allgemein prognosti
ziert worden war. Möglichenweise spielte dabei der 
,,Reagan-Bonus“ eine Rolle. Ob indes der ,,neuen“ 
Wirtschaftspolitik auf mittlere Sicht Erfolg beschieden 
sein wird, ist nach wie vor fraglich.

Bisher konnte Reagan entscheidende Punkte seines 
Wirtschaftsprogramms -  nämlich spürbare Kürzungen 
des Budgets auf der Ausgabenseite sowie umfangrei
che Steuererleichterungen -  weitgehend durchsetzen. 
Diese Maßnahmen sollen dem Wirtschaftswachstum 
neue Impulse geben und dabei über produktivitätsstei
gernde Investitionen zugleich dem Kosten- und Preis
auftrieb entgegenwirken. Die Budgetplanungen schei
nen jedoch auf zu optimistischen Annahmen über 
Wachstum, Preise und Zinsen in den kommenden Jah
ren zu beruhen. Schon jetzt muß daher befürchtet wer
den, daß der vorgesehene Abbau der Haushaltsdefizite 
bis 1984 nicht ohne zusätzliche Konsolidierungsmaß
nahmen möglich ist.

Risiken für die künftige Konjunkturentwicklung in den 
USA liegen nicht zuletzt in diesen finanzpolitischen Un
sicherheiten. Bereits die Enwartung, daß die geplanten 
Budgetdefizite überschritten werden und davon ungün
stige Wirkungen auf Inflation und Zinsen ausgehen, 
könnte das Vertrauen in die neue Wirtschaftspolitik un
terhöhlen. Dies würde wahrscheinlich eine Dämpfung 
der Konsum- und Investitionsneigung nach sich ziehen 
und damit die Chancen für eine Wiederbelebung der 
Wirtschaft verschlechtern. jh

Seerecht

Damoklesschwert oder 
Seziermesser?

USA

Kann Reagan durchhalten?

Nachdem das reale Bruttosozialprodukt der USA im er
sten Quartal noch kräftig gestiegen war, ging es im 
zweiten mit einer saisonbereinigten Jahresrate von
2,4 % zurück, und die Tendenz ist weiter abwärtsge
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Auch während der zweiten Hälfte ihrer 10. Session 
stand die UN-Seerechts-Konferenz im Zeichen der 
Lähmung, die die Reagan-Administration mit ihrem 
überraschenden Rückzug aus den laufenden Verhand
lungen ausgelöst hatte. Die Bedenkzeit der Amerikaner 
degradierte die Genfer Herbsttagung zu einer reinen 
Pflicht- und Geduldsübung. Die erzielte Einigung über 
den Standort des Seegerichtshofs (Hamburg) und der
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UN-Meeresbodenbehörde (Kingstown) sowie die Auf
wertung des bislier als „inform al“ behandelten Kon
ventionsentwurfs können nicht darüber hinwegtäu
schen, daß keine substantiellen Fortschritte erzielt wur
den. Als Zweckoptimismus ist die Ankündigung des 
Konferenzkalenders zu interpretieren, die neue Kon
vention werde im September 1982 in Caracas unter
zeichnet. Zwar werden die USA im Spätherbst ihre Kar
ten aufdecken und damit allen Gelegenheit zur Vorbe
reitung auf die 11. Session geben. Jedoch dürften es 
die Amerikaner kaum bei einer sprachlichen Überarbei
tung des Textes bewenden lassen, da sie inzwischen 
gespürt haben, mit welcher Erleichterung zahlreiche 
Delegationen, unter ihnen auch die bundesdeutsche, 
die amerikanische Verweigerung aufgenommen haben 
und wie diese nun ihre alte Kritik wieder aufwärmen.

Die entscheidende Frage ist, ob das über der Konfe
renz schwebende amerikanische Damoklesschwert 
niedersaust und einen Trümmerhaufen hinterläßt oder 
ob die USA lediglich das Seziermesser ansetzen, um 
insbesondere die bösartige, weil dirigistische Ge
schwulst der Tiefseebergbauregelung auszumerzen. 
Vielleicht erlebt der Vorschlag der Abkopplung dieser 
Materie als ultima ratio doch noch eine Renaissance. 
Die Entlastung um dieses für die Konferenz schier un
verdauliche Problem hätte möglicherweise schon vor 
Jahren zu einer wohltuenden Abmagerungskur werden 
können. bo

Polen

IWF-Beitritt?

Immer drängender werden in jüngster Zeit die Forde
rungen westlicher Industriestaaten an die Regierung 
Polens, sich um die Mitgliedschaft im Internationalen 
Währungsfonds zu bewerben. Hintergrund dieser For
derungen ist die weitere beängstigende Verschlechte
rung der Verschuldungssituation des Landes. Ein Zei
chen dafür sind die momentan stattfindenden Umschul
dungsverhandlungen Polens mit westlichen Banken, 
die allerdings nur die in diesem Jahr fälligen Zahlungen 
von ca. 2,4 Mrd. Dollar zum Gegenstand haben, wäh
rend die insgesamt ausstehende Schuld Polens an den 
Westen sich nach Angaben der Bank für Internationa
len Zahlungsausgleich auf 27 Mrd. Dollar belaufen dürf
te. Eine Mitgliedschaft Polens im IWF würde nicht nur 
die bereits bestehenden Risiken für einzelne Gläubi
gerstaaten verringern, sondern auch die Wahrschein
lichkeit erhöhen, daß westliche Banken sich in Zukunft
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überhaupt noch zu einerweiteren Kreditvergabe an Po
len bereit finden.

Die polnische Regierung scheint im Prinzip geneigt, 
diesen Forderungen nachzugeben. Polen wäre dann 
nach Jugoslawien und Rumänien das dritte Ostblock
land im IWF. Zu bedenken ist aus polnischer Sicht je 
doch, daß dieser Schritt mit einschneidenden Eingriffen 
von außen in die polnische Wirtschaftspolitik verbunden 
wäre, die von einer völligen Offenlegung der wirtschaft
lichen Verhältnisse bis zu der Vorgabe möglicherweise 
sehr restriktiver wirtschaftspolitischer Auflagen im Falle 
einer Kreditbewilligung reichen. Das Zögern der polni
schen Regierung ist somit, gerade auch in Anbetracht 
der Erfahrungen einiger anderer Schuldnerländer mit 
der Politik des Fonds, verständlich. re

Entwicklungsländer-Steuergesetz

Überraschender Sinneswandel

D ie  Bonner Sparbeschlüsse haben auch vor der Ent
wicklungshilfe nicht haltgemacht; das Entwicklungslän- 
der-Steuergesetz, nach dem für Kapitalanlagen in Ent
wicklungsländern steuerfreie Rücklagen gebildet wer
den können, fällt dem Rotstift zum Opfer. Begründung: 
Diese steuerliche Vergünstigung werde vor allem bei 
Investitionen in Schwellenländern in Anspruch genom
men. Eine Abschaffung dieser Regelung lasse keine 
negativen Wirkungen auf die Anlagetätigkeit deutscher 
Unternehmen in Entwicklungsländern erwarten.

In der Tat war die entwicklungspolitische Effizienz 
des Gesetzes von Fachleuten seit langer Zeit in Zweifel 
gezogen worden. Anstatt zusätzliche Investitionen in 
Entwicklungsländern anzuregen, so argumentierten 
sie, begünstige es lediglich solche Unternehmen, die 
ohnehin in der Dritten Welt investiert hätten. Allerdings 
hatte man den Warnungen vor d e rle i,,Mitnahmeeffek
ten“ bisher im Ministerium für wirtschaftliche Zusam
menarbeit keinen Glauben geschenkt, sondern das Ge
setz noch in jüngerer Zeit als wichtiges Instrument zur 
Förderung von Investitionen kleiner und mittlerer Unter
nehmen in Entwicklungsländern gepriesen. Insofern 
kommt der Sinneswandel etwas überraschend; dies um 
so mehr, wenn man bedenkt, daß die durch die Strei
chung des Gesetzes eingesparten Mittel sich verhält
nismäßig bescheiden ausnehmen. Ein klärendes Wort 
scheint daher im Interesse der Glaubwürdigkeit der 
Bundesregierung gegenüber den Entwicklungsländern 
dringend angebracht. mk
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